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Covid-19 und Verfassung: Wo ist das Problem?
Reaktion. Vorige Woche wurden an dieser Stelle die Corona-Maßnahmen von Regierung und Gesetzgeber als Grundrechts-
eingriffe kritisiert. Doch wenn, dann verdient die Aushebelung des Epidemiegesetzes verfassungsrechtliche Empörung.

VON PETER SANDER

Wien. Jakob und Stefan Griller
schrieben in der „Presse“ vom
14. April von der verpassten Chan-
ce, verfassungskonform mit der
Coronakrise umzugehen, und
sparten dabei weder mit verfas-
sungsrechtlicher Kritik an den ös-
terreichischen Legistikpaketen
noch mit dem Wunsch nach euro-
päisch einheitlichem Vorgehen.
Dabei wurden aber einige nicht
unwesentliche „Kleinigkeiten“
übersehen, die es vielleicht auch
aus einem anderen Blickwinkel zu
beleuchten gilt.

Ja, die bislang fünf „Corona-
Gesetze“ greifen in die Grund-
rechtssphäre ein. Und ja, es sind
hier ganz fundamentale Grund-
rechte angesprochen (Freizügig-
keit, Freiheit, Aufenthalt, Achtung
des Privat- und Familienlebens,
Versammlungsfreiheit). Aber nein,
nicht jeder Eingriff und nicht jede
Berührung eines dieser Grund-
rechte ist rechtlich unzulässig.
Ganz im Gegenteil, wir leben auch
ohne Pandemien in einem Rechts-
staat, in dem – freilich in Gren-
zen – Grundrechte beschränkt
werden: So werden Verbrecher in
Gefängnisse gesperrt, Gastwirte
müssen Sperrstunden einhalten,
und nicht jedermann darf ganz
mir nichts, dir nichts seinen eige-
nen Strom mit Photovoltaik am
Hausdach erzeugen (schon gar
nicht im Mehrparteienhaus).

Grundrechte dürfen nämlich
natürlich beschränkt werden, und
zwar immer dann, wenn es (ver-
einfacht ausgedrückt) eine rechtli-
che Grundlage dafür gibt, die Be-
schränkungen hinreichend präzise
geregelt und in ihrer Umsetzung
verhältnismäßig ausgestaltet sind.
Und anhand dieser Kriterien ist
wohl auch zu beurteilen, was wir
in Österreich gerade erleben.

Gibt es eine gesetzliche Grund-
lage? Ja, in Form des Covid-
19-Maßnahmengesetzes als Teil
von bislang fünf „Corona-Geset-
zen“, die ordnungsgemäß kundge-
macht wurden – nachdem im Übri-
gen der Bundespräsident das ver-
fassungsmäßige Zustandekommen
dieser Gesetze beurkundet hatte.
Dieses Maßnahmengesetz ermäch-
tigt den zuständigen Minister beim
Auftreten von Covid-19 durch Ver-
ordnung, das Betreten von (allen
oder bestimmten) Betriebsstätten
zu untersagen, soweit dies zur Ver-
hinderung der Verbreitung erfor-

derlich ist (§ 1). Aus demselben
Grund können Behörden im Ver-
ordnungsweg das Betreten von be-
stimmten Orten untersagen (§ 2).

Sind diese Verordnungs-
ermächtigungen präzise genug für
eine Beschränkung von Grund-
rechten? Darüber kann derzeit nur
spekuliert werden, da das letzte
Wort der VfGH haben wird. Gänz-
lich unbestimmt läse sich meiner
Meinung nach aber anders! Erstens
ist das „Auftreten von Covid-19“
Grundvoraussetzung, zweitens be-
zieht sich die Ermächtigung „nur“
auf „Betriebsstätten“ und „be-
stimmte Orte“, wobei Letzteres
rechtlich als „bestimmbare Orte“,
also einem zweifelsfreien Vollzug
zugänglich, zu lesen sein wird.
Drittens steht all dies unter dem
Vorbehalt, dass die Maßnahmen
„zur Verhinderung der Verbreitung
von Covid-19 erforderlich“ sind.
Wie viel bestimmter und präziser
soll es denn hinsichtlich einer neu-
artigen, nicht erforschten, sich aber
dennoch pandemieartig ausbrei-
tenden Krankheit gehen?

Und nun zur Frage der Verhält-
nismäßigkeit: Hier ist die einzelne

(verordnete) Maßnahme maßgeb-
lich, und diese Maßnahmen sind
keine „Ausgangssperren“! Jeder Ju-
rist, der dieses Wort unrelativiert
verwendet, begeht den Kardinals-
fehler der Norminterpretation: Er
löst sich vom Wortlaut der Bestim-
mung. Betrachten wir dazu die
Verordnung gemäß § 2 Z 1 des Co-
vid-19-Maßnahmengesetzes (ur-
sprünglich BGBl II 98/2020; für die
nachfolgenden Überlegungen sind
die zahlreichen Änderungen nur
am Rande relevant).

Wohnungen nicht tangiert
Nach Auftreten und nur zur Ver-
hinderung der Verbreitung von Co-
vid-19 ist das Betreten öffentlicher
Orte verboten (§ 1). Der Bund
macht also das, was (fast) jeder pri-
vate Grundeigentümer ohne Be-
stimmtheitsgebot und Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung hinsichtlich
seiner „privaten Orte“ jederzeit
auch tun könnte. Überhaupt nicht
tangiert wird das Betreten nicht öf-
fentlicher Orte wie Wohnungen,
Firmen oder Schrebergärten. Wo
sollte hier das Verhältnismäßig-
keitsproblem liegen?

Weiters gibt es Ausnahmen
vom Betretungsverbot (§ 2): Diese
betreffen unternehmerische wie
auch in der Daseinsvorsorge veran-
kerte Tätigkeiten an öffentlichen
Orten, wie Betretungen, die zur Ab-
wendung einer unmittelbaren Ge-
fahr für Leib, Leben und Eigentum
erforderlich sind oder der Betreu-
ung und Hilfeleistung von unter-
stützungsbedürftigen Personen
dienen. Gut, dass Rettung, Feuer-
wehr und Polizei noch tätig sein
dürfen. Weiters gibt es eine Aus-
nahme für „den Lebensmittelhan-
del“. Unter der Annahme, dass eine
Supermarktfiliale ohnehin kein öf-
fentlicher Ort ist, wird dies ja wohl
nur für Märkte tatsächlich zum
Tragen kommen können. Auch die
Bauwirtschaft kann sich wohl
kaum über eine unverhältnismä-
ßige Grundrechtsbeschränkung
beklagen, wenn ihr gestattet wird,
dass ein Betreten öffentlicher Orte
seit Mitte März unter gewissen Be-
dingungen zulässig ist.

Und wir Privatpersonen? Nicht
zweckgebunden ist ein Betreten
öffentlicher Orte ebenfalls immer
dann möglich, wenn man allein

oder mit Personen, die im gemein-
samen Haushalt leben, unterwegs
ist und gegenüber anderen Perso-
nen dabei ein Abstand von min-
destens einem Meter eingehalten
wird. Also eine Ausgangssperre
stelle zumindest ich mir anders vor
(natürlich macht der Einschub
„oder mit Haustieren“ keinen
Sinn, ist aber rechtlich irrelevant).
Jede zwangsweise Körpertempera-
turmessung auf einem Flughafen
ist eine unverhältnismäßigere Ein-
schränkung von Grundrechten, als
einen Meter Abstand zu anderen
zu halten. Und besser wird es mit
der zunehmenden Anzahl der Re-
gelungen nicht, weil kaum mehr
vermittelbar: Am Höhepunkt der
Epidemie durfte Otto Normalver-
braucher ohne Maske shoppen ge-
hen, jetzt nur mehr mit und mit
Einkaufswagerl vor sich, auch
wenn er nur zwei Semmeln ein-
kauft (Letzteres steht freilich auch
in keinem Gesetz und in keiner
Verordnung).

Entschädigung ausgehebelt
Wenn man sich schon verfas-
sungsrechtlich empören möchte,
dann bitte hinsichtlich der Ein-
schränkungen bei Pandemien im
Allgemeinen. Es gibt in Österreich
seit 70 Jahren ein Epidemiegesetz,
welches unter anderem präzise re-
gelt, wie hinsichtlich Versamm-
lungs- und Verkehrsbeschränkun-
gen sowie Betriebsschließungen
vorzugehen ist, und das vor allem
ein Entschädigungssystem kennt.
Auf dieser Basis wurde disponiert,
es sind Seuchen- und Betriebsaus-
fallsversicherungen abgeschlossen
worden. Dass die im Epidemiege-
setz enthaltenen Systematiken
frank und frei und über Nacht wei-
testgehend durch die „Corona-Ge-
setze“ ausgehebelt wurden, darauf
sollte sich meines Erachtens die
verfassungsrechtliche Empörung
konzentrieren. Denken wir doch
einmal darüber nach, warum bei
einer Angleichung des Pensions-
antrittsalters eine jahrelange Über-
gangsfrist verfassungskonform
sein soll, aber wenn es um bis zu
100%-ige Einkommenseinbußen
durch aller Voraussicht nach hö-
here Gewalt geht, welcher das Epi-
demiegesetz eben ein Korrektiv
entgegengesetzt hätte, ein eiligst
beschlossenes Bundesgesetz nun
verfassungskonform sein soll . . .
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Unabhängig vom Zweck darf man öffentliche Orte allein, mit Haushaltszugehörigen oder mit Sicherheitsabstand betreten. [ C. Fabry ]

Fake Laws: Regierungswünsche als geltendes Recht hingestellt
Gastkommentar. Es wäre hoch an der Zeit, die Eindämmung von Covid-19 mit dem Rechtsstaat und den Menschenrechten zu versöhnen.

VON HEINZ MEDITZ
UND GEORG NEGWER

Wien. Nach Ostern sind die Maß-
nahmen der Regierung zur Pande-
miebekämpfung in die Verlänge-
rung gegangen. Weder wurden
handwerkliche Fehler behoben,
noch wurde die Regierungskom-
munikation der Betretungsverbote
an die tatsächliche Rechtslage
angepasst. Stattdessen werden wei-
terhin via Pressekonferenzen, Twit-
ter und Ministeriumswebsites poli-
tische Empfehlungen zu rechtli-
chen Verboten umgedeutet.

Einerseits wirkt dies nach au-
ßen direkt gegenüber den Men-
schen, die politische Empfehlun-
gen nicht mehr von juristischen
Verboten unterscheiden können
und sich aus Angst vor Strafdro-
hungen in ihren Grundrechten viel
stärker einschränken lassen, als
dies verfassungsrechtlich möglich

wäre. Problematischerweise wirkt
dies aber auch intern auf die poli-
zeilichen Vollzugsorgane, welche
die Kommunikation der Regierung
für geltendes Recht halten und so
rechtswidrige Vollzugsakte setzen.

Analog zu Fake News könnte
man fast schon von Fake Laws
sprechen. Dazu drei Beispiele:

Erstens wurden Besuche in
Wohnungen wiederholt von Regie-
rungsseite als verboten dargestellt,
obwohl weder das Covid-Maßnah-
mengesetz noch die zugehörige
Betretungsverordnung das Zusam-
menkommen von Menschen im
Privatbereich regeln. Juristisch war
es immer erlaubt, in der eigenen
Wohnung einen Gast zu empfan-
gen. Ob es sinnvoll ist, war und ist
jedem Einzelnen überlassen.

Zweitens wird auf der Website
des Innenministeriums bis heute
eine generelle Ausgangssperre (mit
den Ausnahmen Gefahr im Verzug,

Hilfeleistung, Deckung von Grund-
bedürfnissen, berufliche Zwecke)
suggeriert. Nur in „dringenden, be-
sonderen Ausnahmefällen“ dürfe
man überhaupt ins Freie. In Wahr-
heit fordert die Betretungsverord-
nung (in § 2 Z 5) keinerlei Gründe
für das Verlassen der Wohnung. Es
ist also erlaubt, unter Wahrung von
Mindestabständen jederzeit und
ohne besonderen Grund und be-
liebig lang ins Freie zu gehen.

Phantomzahl zehn Trauernde
Drittes Beispiel: Es ist weiterhin er-
laubt, an Begräbnissen teilzuneh-
men, sofern der Mindestabstand zu
anderen Trauernden eingehalten
wird und die Zahl der Teilnehmer
sich am „engen familiären Kreis“
orientiert. Der Gesundheitsminis-
ter hingegen twittert persönlich
einem trauernden Sohn mit mehr
als zehn Geschwistern, es gäbe bei
Begräbnissen eine maximale Teil-

nehmerzahl von zehn Personen.
Eine Regierung mit hohen Vertrau-
enswerten ist in Krisenzeiten zu
begrüßen. Aktuell strapaziert die
Regierung aber dieses Vertrauen
arg und untergräbt es damit. Er-
schwerend wirkt die Weigerung,
Fehler zuzugeben und zu beheben.

Die Abwertung von Kritik als
juristische Spitzfindigkeiten durch
den Kanzler zeigt eine erstaunliche
Geringschätzung des Rechtsstaats.
Obwohl der zuständige Verfas-
sungsdienst dem Bundeskanzler-
amt zugehört, werden Verfassungs-
widrigkeiten einzelnen Legisten im
Gesundheitsministerium zuge-
schoben. Nebenbei wird auch der
Verfassungsgerichtshof vorgeführt:
Dieser könne ja die umstrittenen
Normen prüfen. Wenn er entschei-
det, werden diese aber ohnedies
bereits außer Kraft sein.

Viel zu spät hat der Gesund-
heitsminister jetzt angekündigt,

sich die Probleme näher anzuse-
hen, sodass Millionen Menschen
in einer akuten Krisensituation mit
unklaren Rechtsnormen alleinge-
lassen werden.

Umso beunruhigender ist es,
dass die „Gemeinschaft der Rechts-
anwender“ Wochen geschwiegen
hat. Von Ausnahmen abgesehen,
haben sich Mitglieder der Legal
Community wie Verfassungs- und
Verwaltungsrichter, Rechtsanwälte,
Universitätsprofessoren und
Grundrechtsaktivisten bis jetzt zu
den massiven juristischen Proble-
men zu wenig und viel zu spät zu
Wort gemeldet. Wer aber in einer
derart fundamentalen Krise des
Rechtsstaats und der Grundrechte
schweigt, scheint zuzustimmen.

MMag. Dr. Meditz ist Verwaltungswissen-
schaftler, Jurist und Unternehmer;
Dr. Negwer ist ebenfalls Jurist, in den letzten
Jahren unter anderem als Rechtsanwalt tätig.




